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Psychiatrische und psychotherapeutische Versorgung von Kindern und Jugendlichen 
im Land Bremen 

Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 

Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie bewertet der Senat die jeweilige psychiatrische und psychotherapeutische 
Versorgungssituation von Kindern und Jugendlichen in Bremen und Bremerhaven? 
 
2. Von welchem künftigen Bedarf an psychiatrischer und psychotherapeutischer Versorgung 
von Kindern und Jugendliche geht der Senat aus und worin liegen die Herausforderungen bei 
der (Weiter-)Entwicklung der Versorgungsangebote? 
 
3. Welcher Austausch besteht zur Sicherung der regionalen Versorgungsstrukturen mit der 
Kassenärztliche Vereinigung Bremen und die Psychotherapeutenkammer Bremen und welche 
Ansätze sieht der Senat, Anreize für Neuansiedlungen zu setzen sowie bestehende Praxen 
zu unterstützen? 
 

Zu Frage 1:  
Die Kassenärztliche Vereinigung Bremen gibt an, dass die Städte Bremen und Bremerhaven 
in Bezug auf Psychotherapie für Kinder und Jugendliche gut versorgt seien. Auch im Bereich 
der niedergelassenen Kinder- und Jugendpsychiater:innen sei die Stadtgemeinde Bremen gut 
versorgt. Für Bremerhaven hat der zuständige Landesausschuss der Ärzte und 
Krankenkassen im Land Bremen am 10. September für diese Fachgruppe eine drohende 
Unterversorgung festgestellt, die durch den geplanten Rückzug einer Psychiaterin aus der 
Versorgung im Jahr 2025 entstehen wird. Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und 
Verbraucherschutz bedauert die Schließung der genannten Praxis sehr. Die 
Gesundheitsbehörde hat im vergangenen Jahr aktiv Austauschprozesse zwischen 
verschiedenen Akteuren und der Kassenärztlichen Vereinigung initiiert, um eine Alternative zu 
dieser Schließung zu finden. Leider konnte dabei keine für die Ärztin zufriedenstellende 
Lösung gefunden werden.  
Die Versorgungslage für psychisch erkrankte Kinder und Jugendliche in Bremerhaven wird 
zusätzlich verschlechtert durch die Schließung des kinder- und jugendpsychiatrischen 
Medizinischen Versorgungszentrums des Wichernstift in Debstedt, da hier auch Kinder und 
Jugendliche aus Bremerhaven versorgt wurden.  
Der Senat hat sich bereits mehrfach dafür ausgesprochen, dass die Grundlagen für die 
Bedarfsplanung für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie auf Bundesebene reformiert 
werden, da diese nicht die aktuellen Bedarfe abbilden.  
Sowohl in der ambulanten als auch in der stationären psychiatrischen und 
psychotherapeutischen Versorgung ist in den letzten Jahren ein Anstieg an psychisch stark 
belasteten und behandlungsbedürftigen Kindern und Jugendlichen zu verzeichnen. Dies führt 
zu langen Wartezeiten auf Behandlungsplätze. Die dargestellten Entwicklungen beobachtet 
der Senat mit Sorge und ist über Verbesserungsmöglichkeiten mit den relevanten Akteuren für 
die Organisation der Versorgung in einem engen Austausch. 

Zu Frage 2: 
Der Senat geht im Rahmen seines Kenntnisstandes davon aus, dass der Bedarf an 
psychiatrischen und psychotherapeutischen Behandlungsmöglichkeiten für Kinder und 
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Jugendliche in den nächsten Jahren mindestens hoch bleiben wird, möglicherweise auch 
ansteigt.  
Der Versorgungsbedarf steigt bei Kindern und Jugendlichen auch vor dem Hintergrund 
multipler Krisen wie Krieg, Klimakrise und Pandemie, da die allgemeine psychische Stabilität 
unter diesen Krisen leidet, was auch bereits im Kindes- und Jugendalter vermehrte 
behandlungsbedürftige Störungen hervorbringt. 
Im Bereich der stationären Kinder- und jugendpsychiatrischen Versorgung werden aktuell 
Möglichkeiten der Weiterentwicklung der Angebote geprüft. Eine wesentliche 
Herausforderung liegt dabei in dem Mangel an verfügbaren Fachkräften, der auch im Bereich 
der kinder- und jugendpsychiatrischen Versorgung mittlerweile stark festzustellen ist.  
Der sich verstärkende Fachkräftemangel bei Ärzt:innen und der zu beobachtende 
zunehmende Generationenwechsel bei Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut:innen 
führen nach Auskunft der Psychotherapeutenkammer dazu, dass es nicht genügend 
Bewerbende auf Kassensitze, v.a. in Bremerhaven und Bremen-Nord, gibt. 

Zu Frage 3: 
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz befindet sich zum Thema der 
Sicherung der regionalen Versorgung in einem engen und regelmäßigen Austausch mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung, den Krankenkassen und der Psychotherapeutenkammer.  
Der Senat begrüßt es sehr, dass die Kassenärztliche Vereinigung Bremen und die regionalen 
Krankenkassen ein Förderpaket für die Fachgruppen geschnürt haben, für die der 
Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen im Land Bremen eine drohende 
Unterversorgung festgestellt hat. Dies betrifft unter anderem die Kinder- und 
Jugendpsychiater:innen in der Stadtgemeinde Bremerhaven. Das Förderpaket sieht 
Halteprämien vor, die den höheren Aufwand für bestehende Praxen goutieren. Außerdem 
wurden Starterprämien für Ärzt:innen eingeführt, die sich neu niederlassen bzw. in Anstellung 
gehen.  
Für die Fachgruppe der Kinder- und Jugendpsychiater:innen wird eine Starterprämie in Höhe 
von 150.000 Euro für eine Vollzeitstelle in Bremerhaven ausgelobt.  
Zusätzlich geht die Psychotherapeutenkammer davon aus, dass die Umsetzung neuer 
Abrechnungsempfehlungen für ambulante Psychotherapie sowie die Anpassung der 
Bremischen Beihilfeverordnung zu einer Verbesserung der psychotherapeutischen 
Versorgung von Kindern von Beihilfeempfangenden führen werden.


